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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 2. Juni 1967 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsidenten Dr. h. c. Z i n n 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
310. Sitzung am 2. Juni 1967 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 12. Mai 1967 verabschiedeten 

Gesetzes zur Neuordnung 
des Bundesdisziplinarrechts 
— Drucksachen V/325, V/1693 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes aus den in der Anlage ange- 
gebenen Gründen einberufen wird. 


Dr. Lemke 


Bonn, den 2. Juni 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 12. Mai 1967 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 


Dr. Lemke 
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Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
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Drucksache V/1824 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz zur Neuordnung des Bundesdisziplinarrechts 


1. Zu Artikel I Nr. 5 (§ 3 a) 

§ 3 a ist wie folgt zu fassen: 

„§ 3 a 

(1) Sind seit einem Dienstvergehen, das höch- 
stens eine Gehaltskürzung oder eine Kürzung des 
Ruhegehalts gerechtfertigt hätte, mehr als drei 
Jahre verstrichen, ist eine Verfolgung nicht mehr 
zulässig. 

(2) Ist vor Ablauf der Frist ein förmliches 
Disziplinarverfahren oder wegen desselben Sach- 
verhalts ein Strafverfahren eingeleitet worden, 
ist die Frist für die Dauer des Verfahrens ge- 
hemmt. Das gleiche gilt, solange über eine Be- 
schwerde oder über einen Antrag auf Entschei- 
dung des Bundesdisziplinargerichts nach § 26 
nicht entschieden ist." 

Begründung 

Eine Staffelung der Verjährungsfristen empfiehlt 
sich nicht, zumal dadurch trotz der Verfolgungs- 
verjährung nähere Ermittlungen erforderlich 
wären. Die in Absatz 1 der vom Bundestag ver- 
abschiedeten Fassung vorgesehene Zweijahres- 
frist ist ohnehin zu kurz bemessen. Im Hinblick 
auf die angestrebte Rechtseinheit in Bund und 
Ländern sollte insbesondere auf die Verhältnisse 
im kommunalen Bereich Rücksicht genommen 
werden. Dort werden Verfehlungen der Beamten 
oft erst nach Jahren durch die Rechnungsprü- 
fungsämter aufgedeckt. Deshalb sollte die Ver- 
jährungsfrist einheitlich auf drei Jahre festge- 
setzt werden. 

Außerdem ist es in Anbetracht der kurzen Frist 
erforderlich, eine Hemmung der Verjährung auch 
für die Dauer eines Rechtsmittelverfahrens nach 
§ 26 vorzusehen, da andernfalls das Verfahren 
eingestellt werden müßte, wenn eine Disziplinar- 
verfügung vor Ablauf der Verjährungsfrist noch 
nicht unanfechtbar geworden ist (vgl. Behnke, 
Kommentar zur Bundesdisziplinarordnung, An- 
merkung 13 zu § 3). 


2. Zu Artikel I Nr. 16 {§ 10 a) 

In § 10 a ist in der vorletzten Zeile das Wort 
„und" durch „oder" zu ersetzen. 

Begründung 

Durch Artikel II §§ 2 und 3 des Gesetzes werden 
§ 77 BBG und § 45 BRRG ergänzt. Nach diesen 
Ergänzungsvorschriften ist außerdienstliches Ver- 
halten des Beamten nur dann ein Dienstverge- 
hen, wenn es nach den Umständen des Einzel- 
falles (in besonderem Maße) geeignet ist, Ach- 
tung und Vertrauen in einer für sein Amt oder 
das Ansehen des Beamtentums bedeutsamen 
Weise zu beeinträchtigen. Hiernach genügt ent- 
weder ein Verstoß gegen die Erfordernisse des 
Amtes oder ein Verstoß, der zur Ansehensbe- 
einträchtigung führt. Es erscheint zweckmäßig, 
in § 10 a den gleichen Doppeltatbestand zu schaf- 
fen, zumal es zweifelhaft sein kann, ob ein Be- 
amter noch zur Erfüllung seiner Pflichten ange- 
halten werden muß, wenn er inzwischen die Auf- 
gaben durch Umsetzung auf einen anderen 
Dienstposten nicht mehr wahrzunehmen braucht, 
bei deren Wahrnehmung der abgeurteilte Pflicht- 
verstoß eingetreten war. Die Vorschrift muß für 
versetzte und umgesetzte Beamte ebenso gelten 
wie für die auf ihrem Dienstposten verbliebenen 
Beamten, wenn die Maßregelung zur Wahrung 
des Ansehens des Beamtentums geboten ist. 

3. Zu Artikel II § 2 Nr. 3 (§ 77 BBG) und § 3 Nr. 2 
(§ 45 BRRG) 

In § 77 Abs. 1 Satz 2 BBG und in § 45 Abs. 1 
Satz 2 BRRG sind jeweils die Worte „in beson- 
derem Maße" zu streichen. 

Begründung 

Das Kriterium „in besonderem Maße" stellt ge- 
genüber dem weiteren Kriterium „in einer . . . 
bedeutsamen Weise" eine Tautologie dar, die 
nicht nur überflüssig sondern auch geeignet ist, 
den Eindruck einer weiteren Einschränkung zu 
erwecken und damit zu unnötigen Zweifelsfragen 
in der Praxis zu führen. 



